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Rechtsanwalt Dr. Michael Gubitz, Universit�t Kiel*

Der Anwalt als Strafverteidiger1 im Zwischenverfahren

Bejaht die Staatsanwaltschaft einen hinreichenden Tatverdacht
und kommt weder eine Einstellung nach den §§ 153 ff. StPO
noch der Erlass eines Strafbefehls in Betracht, ist eine Anklageer-
hebung unvermeidlich. Mit Eingang der Anklage bei Gericht
beginnt das so genannte Zwischenverfahren, das in den §§ 199
– 211 StPO geregelt ist.

A. FUNKTION DES ZWISCHENVERFAHRENS
Dem Zwischenverfahren kommt in erster Linie eine negative
Kontrollfunktion zu. Es ist vom Gericht zu pr�fen, ob die Not-
wendigkeit und Zul�ssigkeit der weiteren Strafverfolgung be-
steht.2

I. Entscheidung des Gerichts
Es sollte durch die Verteidigung versucht werden, diese Entschei-
dung des Gerichts im Sinne des Angeschuldigten zu beeinflussen.
Vor allem in den F�llen, in denen bis zu diesem Zeitpunkt noch
keine anwaltliche Vertretung bestand, spiegelt der Akteninhalt
einseitig die Sichtweise der Strafverfolgungsbeh�rden wieder.
Sp�testens jetzt ist – wenn hierf�r Ansatzpunkte vorliegen –
von Seiten der Verteidigung der Versuch zu unternehmen, eine
�ffentliche Hauptverhandlung zu vermeiden.
Dieses Ziel l�sst sich in geeigneten F�llen auf folgenden Wegen

erreichen:
n Beschluss des Gerichts, das Hauptverfahren nicht zu er�ffnen
(§ 199 I, 1. Alt. StPO).

n Beschluss des Gerichts, das Verfahren (etwa nach § 153 II
StPO3) endg�ltig oder vorl�ufig4 einzustellen (§ 199 I 2. Alt.
StPO).

n R�cknahme der Anklage durch die Staatsanwaltschaft (dies ist
– nur – bis zur Er�ffnung des Hauptverfahrens zul�ssig, vgl.
§ 156 StPO).

Auch wenn eine Hauptverhandlung nicht zu vermeiden ist, k�nnen
Aktivit�ten der Verteidigung in diesem Stadium wichtig sein, etwa
um zumindest einen zeitlichen Aufschub zu erreichen, die Beweis-
lage zu verbessern oder den Anklagevorwurf zu relativieren. Ziel
kann dann beispielsweise folgende Entscheidung des Gerichts sein:
n Anordnung weiterer Beweiserhebungen, § 202 StPO
n Zulassung der Anklage nur mit �nderungen, § 207 II StPO
Kommt der Mandant mit einer bereits erhobenen Anklage, kann
Eile geboten sein, weil herauszufinden ist, ob m�glicherweise
schon ein Termin zur Hauptverhandlung fest steht oder weil
das Gericht ank�ndigt, einen Pflichtverteidiger zu bestellen.

II. Notwendige Verteidigung
In bestimmten F�llen besteht die gesetzliche Fiktion, dass der
Angeklagte unf�hig ist, sich ohne Anwalt gegen die Vorw�rfe
zu verteidigen, die gegen ihn erhoben werden. Dies ist nach
dem Gesetz beispielsweise dann der Fall, wenn (auch) ein Ver-
brechen zur Last gelegt wird, § 140 I Nr. 2 StPO, wenn Anklage
zum Landgericht erhoben wird, § 140 I Nr. 1 StPO, oder wenn
der Angeschuldigte sich bereits seit �ber drei Monaten in Haft
befindet, § 140 I Nr. 5 StPO.5 Hinzu kommt die Vorschrift des
§ 140 II StPO, nach der ein Verteidiger auch dann bestellt wird,
wenn dies wegen der Schwere der Tat oder der Schwierigkeit der

Sach- oder Rechtslage oder der Unf�higkeit des Beschuldigten,
sich selbst zu verteidigen,6 geboten erscheint.
In der Praxis wichtigste Anwendungsf�lle der Schwere der Tat

sind die Straferwartung von einem Jahr7 und mit der m�glichen
Rechtsfolgenentscheidung verbundene weitere schwere Nachteile
(Entlassung aus dem Beamtenverh�ltnis, Ausweisung eines Aus-
l�nders,8 Bew�hrungswiderruf einer Freiheitsstrafe von insgesamt
einem Jahr oder mehr9).
Eine Schwierigkeit der Sachlage kann beispielsweise vorliegen,

wenn eine Auseinandersetzung mit Sachverst�ndigengutachten10

oder zahlreichen Zeugenaussagen11 notwendig wird. § 140 II
StPO findet entsprechende Anwendung im Vollstreckungsver-
fahren.12

Aus der Fassung des Gesetzes ergibt sich bereits, dass die Frage
der Pflichtverteidigerbestellung grunds�tzlich unabh�ngig von
den finanziellen M�glichkeiten des Beschuldigten ist. Nach
§ 141 I StPO wird aber nur demjenigen ein Pflichtverteidiger
bestellt, »der noch keinen Verteidiger hat«. In der genannten
Verfahrenssituation wird regelm�ßig jeder, der sich dieses leisten
kann, einen (Wahl-)Verteidiger bereits beauftragt haben, weshalb
de facto schon eine gewisse Korrelation zwischen Verm�gensver-
h�ltnissen und Art der Verteidigung besteht.
Liegt ein Fall der notwendigen Verteidigung vor und hat der

Beschuldigte auch zu dem Zeitpunkt, zu dem das Gericht �ber die
Er�ffnung des Hauptverfahrens entscheidet, noch keinen Beistand,
fordert das Gericht den Beschuldigten auf, einen Verteidiger »zu
bezeichnen«. Sp�testens jetzt sollte der Angeschuldigte den Ernst
der Lage erkennen und sich an einen Verteidiger seiner Wahl
wenden. �bernimmt dieser die Verteidigung zu den S�tzen einer
Pflichtverteidigerverg�tung,13 erfolgt die Verteidigungsanzeige ge-
meinsam mit dem Antrag auf Bestellung zum Pflichtverteidiger.14

* Der Autor ist Rechtsanwalt und Fachanwalt f�r Strafrecht in Kiel sowie Lehrbeauftragter
an der Christian-Albrechts-Universit�t zu Kiel.

1 Der Erste Teil, »Der Anwalt als Strafverteidiger im Ermittlungsverfahren« ist abgedruckt
in JA Heft 3/2007, 210, der dritte und vierte Teil »Der Anwalt als Strafverteidiger im
Hauptverfahren« und »Der Anwalt als Strafverteidiger im Berufungs- und Revisions-
verfahren,« folgen in den n�chsten Heften der JA.

2 Vgl. Roxin Strafverfahrensrecht, § 40 Rn. 2.
3 Oder nach einer anderen Vorschrift, etwa §§ 153a II, 153b II, 153c IV, 153f III StPO.
4 §§ 154 II, 154b IV, 154e II oder § 205 StPO.
5 Nach § 140 I Nr. 5 StPO ist die Mitwirkung eines Verteidigers notwendig, wenn sich der

Beschuldigte mindestens drei Monate auf Grund richterlicher Anordnung in einer
Anstalt befunden hat, also auch beispielsweise in F�llen einstweiliger Unterbringung
nach § 126a StPO.

6 80-j�hriger Angeklagter: OLG Hamm NStZ 2004, 512; sprachunkundiger Ausl�nder:
OLG Stuttgart NStZ-RR 2004, 338; OLG Karlsruhe StV 2005, 655; OLG Stuttgart
StV 2005, 657.

7 OLG Hamm NStZ-RR 2001, 107; auch im Jugendstrafverfahren: OLG Hamm StV
2005, 56.

8 LG Heilbronn NStZ-RR 2002, 269; LG Berlin StV 2005, 15.
9 OLG Oldenburg NStZ-RR 2005, 318; OLG Brandenburg NStZ 2005, 342.

10 LG Bochum StV 1987, 383.
11 OLG K�ln NStZ-RR 2003, 330; OLG Karlsruhe StV 2005, 656; schon bei Aussage

gegen Aussage: OLG Koblenz NStZ-RR 2000, 176.
12 H.M., vgl. zuletzt KG NStZ-RR 2006, 211; OLG Karlsruhe NStZ 2006, 416.
13 Rechtlich m�glich ist auch die Vereinbarung einer Zuzahlung zur Pflichtverteidiger-

verg�tung, diese Vereinbarung sollte tunlichst zum fr�hest m�glichen Zeitpunkt, also bei
der �bernahme des Mandats erfolgen.

14 Um mit der Verteidigungsanzeige nicht die Voraussetzung des § 141 StPO (». . . der
noch keinen Verteidiger hat . . .«) in Frage zu stellen, wird angek�ndigt, das Wahlmandat
»f�r den Fall der Bestellung« niederzulegen.
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H�ufig sind auch die F�lle, in denen ein Mandat zun�chst als
Wahlmandat gef�hrt wird und erst im weiteren Verlauf – wenn
ein entsprechender Tatbestand erf�llt ist – ein Antrag des Wahl-
verteidigers auf Bestellung gestellt wird. Beide Wege der Pflicht-
verteidigerbestellung f�hren dazu, dass ein so genanntes Wahl-
pflichtmandat vorliegt, der vormalige Wahl- also zum
Pflichtverteidiger wird (in den meisten F�llen wird dies aus
Gr�nden der Sicherung der Verg�tung geschehen).
Daneben gibt es die »reinen« Pflichtverteidigungen, also die

F�lle, in denen der Angeschuldigte die vom Gericht gesetzte Frist
zur Benennung eines Verteidigers nicht nutzt und dieses ihm
einen Verteidiger aussucht. Leider kommt es nicht selten vor,
dass die konkrete Auswahlentscheidung vorrangig dem Interesse
des Gerichts an einer reibungslosen Hauptverhandlung Rechnung
tr�gt. Es kann noch versucht werden, einen Pflichtverteidiger-
wechsel herbeizuf�hren. Ein Anspruch hierauf besteht jedoch
dann nicht, wenn rechtliches Geh�r gew�hrt wurde.

B. VORGEHEN DER VERTEIDIGUNG IM ZWISCHENVER-
FAHREN

Mit dem Schreiben des Gerichts, in dem dieses die Anklageschrift
»mitteilt« (§ 201 I StPO), wird zugleich auf die M�glichkeit der
Erhebung von Einwendungen gegen die Er�ffnung des Haupt-
verfahrens hingewiesen.
In einer Klausur kann eine Aufgabenstellung sein, anhand des

Akteninhalts einen Schriftsatz, mit dem die Durchf�hrung einer
Hauptverhandlung vermieden werden soll, zu fertigen. In der
Praxis wird, falls die Meldung des Verteidigers vor Er�ffnung
des Hauptverfahrens eingeht, diesem im Regelfall die Akte zu-
n�chst �bersandt und eine Stellungnahme abgewartet. Daher ist
in allen diesen F�llen eine schnelle Anzeige der Verteidigung an
das Gericht zu fertigen.

I. Verteidigungsanzeige, Akteneinsicht
Sofern nicht bereits eine Vertretung im Ermittlungsverfahren
erfolgte, ist (selbstverst�ndlich) zun�chst die Verteidigungsanzeige
mit Vollmacht an das Gericht abzusenden und die vollst�ndige
Akte anzufordern. Die Akteneinsicht kann zu diesem Zeitpunkt
nicht mehr verwehrt werden, § 147 I StPO, und bezieht sich auf
alle Teile der Verfahrensakte, die dem Gericht vorliegen.
Das Gesetz unterscheidet zwischen »Akten« und »amtlich ver-

wahrten Beweisst�cken«. Diese Differenzierung wird in der Praxis
vor allem in der Frage der Umsetzung des Akteneinsichtsrechts
relevant. »Amtlich verwahrte Beweisst�cke« werden nur in selte-
nen F�llen dem Verteidiger zur Mitnahme �berlassen, Akten
k�nnen dem Verteidiger »in seine Gesch�ftsr�ume oder Woh-
nung mitgegeben werden«, »soweit nicht wichtige Gr�nde ent-
gegen stehen,« § 147 IV StPO.

II. Verteidigungsziel definieren
Anhand des Akteninhalts und der Besprechungen mit dem Man-
danten sind die Erfolgsaussichten eines Antrages, mit dem die
Er�ffnung des Hauptverfahrens abgelehnt werden soll, zu pr�fen.
Aus dieser Ausgangslage lassen sich gut Klausursachverhalte kons-
truieren, weshalb an dieser Stelle hierauf noch einmal ein beson-
deres Augenmerk gerichtet werden soll.

1. Er�ffnung des Hauptverfahrens verhindern
Es ist zun�chst zu pr�fen, ob ein hinreichender Tatverdacht aus
rechtlichen oder tats�chlichen (vgl. § 204 I StPO) Gr�nden ab-
zulehnen ist. So kann sich bereits aus dem Akteninhalt ergeben,
dass das von den Zeugen geschilderte Verhalten, selbst wenn es
zutreffen w�rde, keinem Straftatbestand unterf�llt. Oder es ergibt
sich, dass Zeugenaussagen, die f�r den Nachweis relevanter

Tatumst�nde unentbehrlich sind, einem Verwertungsverbot un-
terliegen.
Neben den bereits im Ersten Teil genannten Ansatzpunkten

k�nnen beispielsweise auch Fragen der Rechtm�ßigkeit von Te-
lefon�berwachungs- und Durchsuchungsbeschl�ssen zu themati-
sieren sein. Es sollte sowohl ausf�hrlich untersucht werden, ob die
entsprechenden Ermittlungsmaßnahmen rechtm�ßig waren und
in dem Fall, dass dies durchgreifenden Zweifeln unterliegt, in
einer weiteren Stufe, ob die Rechtswidrigkeit ein Verwertungs-
verbot nach sich zieht.
Beziehen sich diese Einwendungen auf f�r den Anklagevorwurf

wesentliche Punkte sollte – gegebenenfalls mit ausf�hrlicher Be-
gr�ndung – beantragt werden, »die Er�ffnung des Hauptverfah-
rens abzulehnen«.

2. Einstellung des Verfahrens
In der Praxis werden sich Ansatzpunkte, die es rechtfertigen, die
Er�ffnung des Hauptverfahrens in G�nze abzulehnen, nicht allzu
oft finden lassen. Vor allem in den F�llen, in denen der bislang
unverteidigte Angeschuldigte sich bislang gar nicht oder den
Vorwurf bestreitend ge�ußert hat, kann aber noch Spielraum
f�r eine Einstellungsentscheidung vorhanden sein. M�glicherwei-
se hat n�mlich die Staatsanwaltschaft das bisherige Verhalten des
Beschuldigten so interpretiert, dass (wegen der angenommenen
Uneinsichtigkeit) eine »geringe Schuld« i.S.v. § 153 StPO nicht
vorlag und auch die Zustimmung zu § 153a StPO nicht zu
erwarten war. In diesen F�llen kann es die Aufgabe der Verteidi-
gung sein, an ein sorgf�ltiges Aktenstudium eine entsprechende
Beratung des Mandanten in Richtung einer m�glichen Ein-
stellungsnorm anzuschließen, um eine Hauptverhandlung zu
verhindern.
Es ergeben sich auch M�glichkeiten f�r die Verteidigung aus

der Pr�fung des Vorliegens von Verfahrenshindernissen, vgl.
§ 206a StPO, so z.B. im Zusammenhang mit Antragsdelikten,
ob ein solcher Strafantrag wirksam gestellt (§§ 77 ff. StGB, zu
beachten ist insbesondere die Frist, § 77b StGB) oder zwischen-
zeitlich zur�ckgenommen wurde. Auch Verj�hrungsfragen
(§ 79 ff. StGB) k�nnen hier einmal relevant werden.15

In anderen F�llen l�sst sich eine Einstellung, die trotz entspre-
chender Bem�hungen der Verteidigung gegen�ber der Staats-
anwaltschaft wegen besonderer Vorstellungen des zust�ndigen
Staatsanwalts nicht zu erreichen war, dann doch nach entspre-
chenden Vorgespr�chen mit einem einsichtigeren Richter unter
dessen Vermittlung doch noch erreichen. Vor allem in Zeiten in
denen die Gerichte unter angeblicher oder tats�chlich vorhande-
ner �berlastung leiden, kann ein Bem�hen um eine Einstellung
nach Opportunit�tsgrunds�tzen, §§ 153 II, 153a StPO auch dann
noch sinnvoll sein, wenn die Staatsanwaltschaft zun�chst Ableh-
nung gezeigt hat.
Auch kann die Anregung einer Einstellung nach den § 154 II

StPO in Betracht kommen. In vielen F�llen hat die Verteidigung
einen besseren �berblick �ber die weiteren Verfahren des Man-
danten, die einen solchen (vorl�ufigen) Verfahrensabschluss er-
m�glichen, als Staatsanwaltschaft und Gericht.

3. Zulassung der Anklage nur mit Ver�nderungen
Ferner kann die Pr�fung auch ergeben, dass die Anklage allenfalls
mit Ver�nderungen zuzulassen (vgl. § 207 StPO) ist. Wenn we-
gen mehrerer Taten Anklage erhoben ist und wegen einzelner
derselben die Er�ffnung des Hauptverfahrens abgelehnt wird oder
die Verfolgung nach § 154a StPO auf einzelne abtrennbare Teile

15 Zur strafrechtlichen Verfolgungsverj�hrung vgl. Bock JuS 2006, 11 ff.
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einer Tat beschr�nkt wird, ist nach § 207 III StPO eine neue
Anklage erforderlich.

4. Beweiserhebung im Zwischenverfahren
Jedenfalls in den F�llen, in denen der Angeschuldigte vor An-
klageerhebung nicht verteidigt war, ist sorgf�ltig zu pr�fen, ob
die Staatsanwaltschaft ihrer Pflicht, das Vorliegen eines hin-
reichenden Tatverdachts umfassend zu erforschen (§ 160 I
StPO) und auch die zur Entlastung dienenden Umst�nde zu
ermitteln, nachgekommen ist (§ 160 II StPO). Ergeben sich
hieran nach dem Aktenstudium Zweifel, k�nnen Antr�ge auf
Beweiserhebungen im Zwischenverfahren, § 202 StPO,16 zu
stellen sein.

5. Zwischenergebnis und Verteidigungsziel
Bei der Pr�fung der Anklage ist auch kritisch zu untersuchen, ob
etwaige Einwendungen ausreichen, um die Er�ffnung des Haupt-
verfahrens realistischer Weise zu verhindern, oder ob die Beden-
ken gegen den hinreichenden Tatverdacht nicht besser in einem
opening statement17 oder in Antr�gen in oder kurz vor der Haupt-
verhandlung aufgehoben sind.

6. Rechtsfolge der Nichter�ffnung
Mit der Entscheidung �ber die Nichter�ffnung des Verfahrens
endet das Strafverfahren. Eine Verfolgung wegen derselben Tat ist
nur bei Vorliegen neuer Tatsachen oder Beweismittel m�glich,
§ 211 StPO.

7. R�cknahme des Er�ffnungsbeschlusses
Nach der wohl herrschenden Meinung ist eine R�cknahme des
Er�ffnungsbeschlusses nicht m�glich.18 Selbst wenn nach Er�ff-
nung des Verfahrens neue Tatsachen oder Beweismittel bekannt
werden, die zur Nichter�ffnung gef�hrt h�tten, soll eine R�ck-
nahme des Er�ffnungsbeschlusses unzul�ssig sein. Dieser neuen
Verfahrenssituation kann dann durch ein freisprechendes Urteil
Rechnung getragen werden.
Wurde das rechtliche Geh�r bis zur Er�ffnungsentscheidung

nicht gew�hrt, ist daran zu denken, einen Antrag auf Nachholung
des rechtlichen Geh�rs nach § 33a StPO zu stellen.19

C. �BERPR�FUNG DER ANKLAGE
Die Pr�fung der Formalien der Anklageschrift setzt bei deren
wesentlichen Funktionen an. M�ngel der Informationsfunktion
k�nnen – in Ausnahmef�llen20 – zur Unwirksamkeit der Anklage
f�hren. Nach einer Entscheidung Bundesgerichtshofs21 soll eine
nicht gen�gende Konkretisierung der angeklagten Taten in der
Anklageschrift zwar kein Verfahrenshindernis begr�nden, aber
eine Verletzung von § 243 III 1 StPO mit der Folge, dass (auf
eine entsprechende Verfahrensr�ge hin) das Urteil aufgehoben
werden muss. In dieser Entscheidung wird ausdr�cklich darauf
hingewiesen, dass die Anklage ihrer Informationsfunktion nicht
gerecht wird, wenn die Tat im Anklagesatz nicht hinreichend
konkretisiert ist.
Des Weiteren muss die Anklage den Prozessgegenstand um-

grenzen. M�ngel der Umgrenzungsfunktion f�hren regelm�ßig
zur Unwirksamkeit.22

D. VORBEREITUNG DER HAUPTVERHANDLUNG
Die Verteidigung in der Hauptverhandlung ist Thema des Drit-
ten Teils.23 Die dortigen Antr�ge, insbesondere diejenigen, die
pr�kludieren, sind vorzubereiten. So k�nnen z.B. pr�kludieren
(»bis zum Beginn der Vernehmung des ersten Angeklagten �ber
seine pers�nlichen Verh�ltnisse«):

n Die R�ge �rtlicher (§ 16 StPO) oder funktioneller (§ 6a StPO)
Unzust�ndigkeit;

n Der Antrag auf Aussetzung wegen Nichteinhaltung von La-
dungsfristen, §§ 217 II, 218, 228 I StPO;

n Der Antrag auf Unterbrechung der Hauptverhandlung zur
�berpr�fung der Aussetzung bei versp�teter Mitteilung �ber
Besetzung, § 222a II StPO;

n Befangenheitsantr�ge, § 25 I 1 StPO;
n Besetzungsr�gen, § 222b I 1 StPO.
Die R�ge der Nichtgew�hrung oder nur unvollst�ndigen Gew�h-
rung von Akteneinsicht pr�kludiert nicht im technischen Sinn,
die Anbringung derselben empfiehlt sich aber nat�rlich m�glichst
fr�hzeitig.
Gegebenenfalls sind Beweisantr�ge vorzubereiten; auch hier

gibt es keine Besonderheiten zum vorigen und n�chsten Verfah-
rensabschnitt, insbesondere gibt es keine Versp�tung von Beweis-
antr�gen, § 246 StPO.24

I. Antr�ge zur Sitzordnung und zur �ffentlichkeit
Antr�ge zur Sitzordnung25 in der Hauptverhandlung sollten,
wenn nicht die Auseinandersetzung mit dem Gericht aus takti-
schen Gr�nden gewollt ist, zeitig vor der Hauptverhandlung mit
dem Vorsitzenden besprochen und eventuelle Probleme einver-
nehmlich gel�st werden.

II. Terminsabsprache
Die Terminsbestimmung liegt grunds�tzlich im pflichtgem�ßen
Ermessen des Vorsitzenden. Bei der Ermessensaus�bung m�ssen
außer der Belastung des Gerichts und dem Gebot der Verfahrens-
beschleunigung aber auch die Interessen der Verfahrensbeteiligten
ber�cksichtigt werden.26 Bei der Entscheidung �ber die Termi-
nierung sind daher stets das Interesse des Angeschuldigten an
seiner wirksamen Verteidigung und das Interesse an einer m�g-
lichst reibungslosen Durchf�hrung des Verfahrens gegeneinander
abzuw�gen, wobei das Strafverteidigungsinteresse im Zweifel Vor-
rang hat.27

16 Vgl. LG Berlin, NStZ 2003, 504: Kein Raum f�r Anordnung nach § 202 StPO, wenn
diese darauf hinaus laufen w�rde, dass wesentliche Teile des Ermittlungsverfahrens
nachgeholt werden m�ssten (Folge: Ablehnung der Er�ffnung des Hauptverfahrens).

17 Hierunter wird – dem angloamerikanischen Recht entlehnt – eine Gegenerkl�rung gegen
die Anklage verstanden.

18 LG L�neburg NStZ 1985, 41; Meyer-Goßner StPO, 49. Aufl. 2006, § 203 Rn. 3; a.A.
LG Kaiserslautern StV 1999, 13; LG Konstanz JR 2000, 306.

19 Vgl. auch – freilich aus der Zeit vor Inkrafttreten des § 33a StPO – Wagner ZStW 109
(1997), 545 ff.; f�r die rechtliche Zul�ssigkeit der R�cknahme des Er�ffnungsbeschlusses
in diesen F�llen: KMR/Seidel Kommentar zur Strafprozessordnung, 1999, § 207 Rn. 42.

20 Z.B. Fehlen des wesentlichen Ergebnisses der Ermittlungen; offen gelassen von BGHSt
40, 390 (392); dagegen OLG Schleswig, StV 1995, 455 ff., das einen wesentlichen
Mangel in einem solchen Fall annimmt.

21 BGH StV 2006, 457.
22 Vgl. BGHNStZ 1995, 245: Die Anklageschrift hat die dem Angeklagten zur Last gelegte

Tat sowie Zeit und Ort ihrer Begehung so genau zu bezeichnen, dass die Identit�t des
geschichtlichen Vorgangs klargestellt und erkennbar wird, welche bestimmte Tat ge-
meint ist; sie muss sich von anderen gleichartigen strafbaren Handlungen desselben
T�ters unterscheiden lassen. Es darf nicht unklar bleiben, �ber welchen Sachverhalt das
Gericht nach dem Willen der Staatsanwaltschaft urteilen soll.

23 Der Beitrag erscheint in einem der darauffolgenden Hefte.
24 Die gegen den eindeutigen Gesetzeswortlaut j�ngst von BGH NJW 2005, 2466 ff.

gebildete Annahme d�rften kaum f�r den Referendaralltag einschl�gig werden. Die
Entscheidung wird auf Kritik treffen.

25 Dies kann einmal f�r Wiedererkennungsfragen wesentlich, n�mlich, wenn die Hervor-
hebung des Angeklagten durch seinen Platz auf der »Angeklagtenbank« verhindert
werden soll. Auch gibt es Gerichte, die davon ausgehen, es w�rde akzeptiert, dass der
Anklagte in r�umlicher Trennung von seinem Verteidiger in der Verhandlung Platz
nimmt.

26 OLG Bamberg NJW 2006, 2341 (2342); Meyer-Goßner (Fn. 18) § 213 Rn. 6; vgl. auch
Nr. 116 III 3 RiStBV: »Sind an einer Verhandlung Personen beteiligt, die außerhalb des
Sitzungsortes wohnen, so sind auch die Verkehrsverh�ltnisse zu ber�cksichtigen«.

27 OLG Frankfurt a.M. NStZ-RR 1997, 272.
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III. Einhaltung von Fristen
Zusammen mit der Mitteilung der Anklage fordert der Vorsit-
zende des Gerichts gem. § 201 StPO den Angeschuldigten auf,
innerhalb einer zu bestimmenden Frist zu erkl�ren, ob er die
Vornahme einzelner Beweiserhebungen vor der Entscheidung
�ber die Er�ffnung des Hauptverfahrens beantragen oder Ein-
wendungen gegen die Er�ffnung des Hauptverfahrens vorbringen
wolle.
Diese Frist ist keine Ausschlussfrist, sie betr�gt regelm�ßig zwi-

schen einer Woche bis zu mehreren Wochen bei umfangreichen
Verfahren, insbesondere in letzteren wird sie aus F�rsorgegr�nden
problemlos auch noch verl�ngert. So ist es auch in den F�llen, in
denen sich der Verteidiger erst in die Sache einarbeiten muss.
Nach § 215 S. 1 StPO ist der Beschluss �ber die Er�ffnung des

Hauptverfahrens dem Angeklagten sp�testens mit der Ladung
zuzustellen. Entsprechendes gilt in den F�llen des § 207 III
StPO f�r die nachgereichte Anklageschrift. Die Frist f�r die
Zustellung des Er�ffnungsbeschlusses ergibt sich aus den §§ 216,
217 StPO: Mindestens eine Woche vor der Hauptverhandlung.
Ist die Frist nicht eingehalten, besteht ein Anspruch auf Ausset-
zung der Hauptverhandlung (§ 217 II StPO). Nach § 76 II GVG
muss auch bei Er�ffnung des Hauptverfahrens mitgeteilt werden,
ob die Kammer mit zwei oder drei Berufsrichtern verhandeln
wird.
Auch die Ladung des Verteidigers muss mindestens eine Wo-

che vor der Hauptverhandlung erfolgen, §§ 217 I, 218 S 2 StPO,
sonst ist ebenfalls der Anspruch auf Aussetzung des Verfahrens
gegeben.
Schließlich muss nach § 222a I StPO auch mindestens eine

Woche vor Beginn der Hauptverhandlung die Gerichtsbesetzung
mitgeteilt werden. Bei Verstoß gegen diese Vorschrift besteht ein
Anspruch auf Unterbrechung zur �berpr�fung der Besetzung,
§ 222a II StPO.

IV. Sachverst�ndiger
Sind f�r die Schuld- oder Strafzumessungsfrage besondere Kennt-
nisse aus »Wissenschaft, Kunst oder Gewerbe« (vgl. § 75 StPO)
erforderlich, bestellt das Gericht einen Sachverst�ndigen. Die
Auswahl erfolgt durch den Richter, § 73 I StPO; nach der Maß-
gabe der Nr. 70 I RiStBV sollte der Verteidiger vor der Auswahl
angeh�rt werden. Von diesem Mitspracherecht sollte tunlichst
Gebrauch gemacht werden.28

V. Sprachprobleme
Ist der Angeklagte der deutschen Sprache nicht m�chtig, so ist
ihm die Anklage in einer �bersetzung mitzuteilen.29

In diesen F�llen ist (nat�rlich) auch die Anwesenheit eines
Dolmetschers in der Hauptverhandlung erforderlich. Es emp-
fiehlt sich, auf die Auswahl des �bersetzers Einfluss zu nehmen.
Es gibt erhebliche qualitative Unterschiede und es sollte auch
vermieden werden, den Dolmetscher, der bereits im Ermittlungs-
verfahren f�r die Polizei gearbeitet haben nun auch f�r die Haupt-
verhandlung einzusetzen. Dies er�ffnet noch einmal eine Kon-
trollm�glichkeit f�r die �bersetzungen und erm�glicht auch eine
unbelastete Gespr�chsatmosph�re.

VI. Letzte Vorbereitungen
Besondere Antr�ge zu Beginn der Hauptverhandlung sind recht-
zeitig anzuk�ndigen, um die Hauptverhandlung nicht mit unn�-
tigen Auseinandersetzungen hier�ber zu belasten (etwa, einen
Beweisantrag oder das Pl�doyer mit einer Power-Point-Pr�senta-
tion unterst�tzen oder Hilfskr�fte, Praktikanten oder Referendare
mit auf der Verteidigerbank sitzen lassen zu wollen).

VII. Aktenvollst�ndigkeit
Stets ist kurz vor der Hauptverhandlung zu pr�fen, ob sich der
Aktenauszug auf dem neuesten Stand befindet. Beispielsweise
k�nnen sich aufschlussreiche Vermerke �ber Gespr�che mit
Sch�ffen, Sachverst�ndigen oder Zeugen im Rahmen der Ter-
minsladungen ergeben.
Wird die Akte wegen der K�rze der noch verbleibenden Zeit

nicht mehr in die B�ror�ume des Anwalts �bersandt, sollten die
Akten bei Gericht eingesehen werden, notfalls unmittelbar vor der
Verhandlung; auch dies w�re dann telefonisch abzustimmen.

E. UNTERSUCHUNGSHAFT30

Nach § 207 IV StPO beschließt das Gericht mit der Er�ffnung
des Hauptverfahrens zugleich von Amts wegen �ber die Anord-
nung oder Fortdauer der Untersuchungshaft oder der einstweili-
gen Unterbringung.
Vor allem in den F�llen, in denen mit Er�ffnungsbeschluss

�nderungen der Anklage zu Gunsten des Angeklagten verbunden
sind, aber auch, wenn sich die Erforderlichkeit weiterer Ermitt-
lungen im Zwischenverfahren ergibt, hat die Verteidigung die
Aufrechterhaltung der Untersuchungshaft in Frage zu stellen.
Eine Inhaftierung stellt eine in allen Ihren Auswirkungen ex-

treme Ausnahmesituation f�r den Mandanten dar. In den meisten
F�llen kommt diese pl�tzlich und unerwartet, jedenfalls ohne
ausreichende Vorbereitung. Das Verlangen danach, die Verteidi-
gung m�ge eine Freilassung erreichen, dr�ngt in Besprechungen
alle anderen kl�rungsbed�rftigen Punkte in den Hintergrund,
bzw. �berlagert diese.
Wegen dieser noch �ber die komplexen Anspr�che an eine

qualifizierte Verteidigung hinaus gehenden Anforderungen an
die Verteidigung gegen freiheitsentziehende Maßnahmen31 ist
noch einmal ausdr�cklich darauf hinzuweisen, dass die nachfol-
genden Ausf�hrungen nur einen ersten Eindruck von der Materie
geben k�nnen. In jedem Fall ist neben der Aussch�pfung aller
materiell-rechtlichen Angriffspunkte gegen die Anordnungs-
voraussetzungen f�r den Untersuchungshaftbefehl auch eine ver-
tiefte, ggfs. durch Fachlekt�re zu erweiternde Kenntnis der pro-
zessualen M�glichkeiten unabdingbar.
Neben das eigentliche Ziel der Verteidigung, ein in diesem

Einzelfall angesichts der Rechts- und Beweislage optimales Ergeb-
nis zu erzielen, tritt ein weiteres, n�mlich das der schnellstm�g-
lichen Haftentlassung. Oftmals stellt es ein Problem dar, beide
Ziele in Einklang zu bringen. Beispielsweise kann sich das Ziel der
Beendigung der Haft in F�llen der angenommenen Verdunke-
lungsgefahr durch ein Gest�ndnis erreichen lassen, die Folge ist
nat�rlich eine wesentliche Ver�nderung der Position der Vertei-
digung f�r das weitere Verfahren.

I. Haftgr�nde
§ 112 StPO setzt neben einem dringenden Tatverdacht mindes-
tens einen weiteren Haftgrund voraus. § 114 II Nr. 4 StPO sieht
vor, dass die Tatsachen, aus denen sich der dringende Tatverdacht
und der Haftgrund ergibt, im Haftbefehl anzuf�hren sind.

28 Umstritten ist, ob gegen die Auswahl des Gerichts nach § 73 oder § 81 StPO die
Beschwerde zul�ssig ist, verneinend OLG Schleswig StV 2000, 542 f. mit ablehnender
Anmerkung Wagner.

29 Dies ergibt sich aus Art. 6 III MRK; vgl. OLG Stuttgart StV 2003, 490.
30 Die Darstellung der Verteidigungsaktivit�ten gegen die Anordnung von Untersuchungs-

haft erfolgt an dieser Stelle vor allem aus Platzgr�nden. Inhaltlich werden auch Haft-
fragen aus dem Stadium des Ermittlungsverfahrens mit angesprochen.

31 Diese kommen beispielsweise auch noch in den F�llen der Unterbringung, § 126a StPO
in Betracht.
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1. Dringender Tatverdacht
Erste Voraussetzung f�r die Anordnung von Untersuchungshaft
ist das Vorliegen eines »dringenden« Tatverdachts. Dieser Ver-
dachtsgrad liegt schon sprachlogisch �ber dem f�r die Ankla-
geerhebung anzunehmenden. Die an prozessual verwertbare
Beweismittel anzukn�pfende Wahrscheinlichkeit muss groß
sein, dass der Beschuldigte Beteiligter an einer Straftat ist.
Hier k�nnen neben Fragen der Glaubw�rdigkeit von Belas-
tungszeugen (beispielsweise von Kronzeugen i.S.v. § 31 BtMG)
und Rechtsfragen auch Beweisverwertungsprobleme eine erheb-
liche Rolle spielen.

2. Flucht und Fluchtgefahr
Auf den Haftgrund der Fluchtgefahr sollen 90 % aller Haftbefehle
gest�tzt sein.32 Argumente gegen die Annahme dieser Vorausset-
zung des Haftbefehls werden also h�ufig ben�tigt.

a) Soziale Bindungen
Das Fehlen eines festen Wohnsitzes stellt bei gravierenderen Vor-
w�rfen ein kaum zu �berwindendes Problem dar. Falls vorhan-
den, sollten daher eine polizeiliche Meldung und ein Mietvertrag
beschafft werden. Gelingt dies nicht, k�nnen auch diesbez�gliche
Zusagen �ffentlicher und karitativer Einrichtungen oder von Ver-
wandten und Freunden hilfreich sein.
Letztere k�nnen bei Vorf�hr- oder Haftpr�fungsterminen auch

als Zeugen (§ 166 StPO) f�r das Vorhandensein fester sozialer
Bindungen in Betracht kommen. Durch die Anwesenheit von
Eltern, Lebenspartnern oder Kindern des Angeschuldigten ent-
steht auch eine positive psychologische Wirkung auf das Gericht.
Ein fehlendes Arbeitsverh�ltnis sagt schon angesichts der aktu-

ellen Arbeitslosenzahlen nichts �ber die sozialen Bindungen aus.

b) Vorstrafen, weitere Verfahren
Sind Vorstrafen bekannt, kann hierdurch nat�rlich ein Indiz f�r
die Straferwartung abgeleitet werden, es sollte dann aber in geeig-
neten F�llen darauf hingewiesen werden, dass sich der Beschul-
digte den gegen ihn gef�hrten Verfahren bislang immer gestellt
hat.
Noch problematischer sind die F�lle laufender Bew�hrung. Die

gesetzlichen Voraussetzungen f�r einen Widerruf enth�lt § 56f
StGB. Es ist zun�chst zu pr�fen, ob allein wegen der neuen Tat
eine nicht mehr zur Bew�hrung auszusetzende Freiheitsstrafe
droht. Ist das nicht der Fall, dann kann die laufende Bew�hrung
keinen Haftgrund im neuen Verfahren bilden.
Die Existenz weiterer Ermittlungsverfahren ist, solange nicht

auch dort dringender Tatverdacht besteht oder sogar ein (verwert-
bares) Gest�ndnis vorliegt, grunds�tzlich unsch�dlich, insoweit
gilt die Unschuldsvermutung; dieser Umstand kann aber f�r
die Frage der Wiederholungsgefahr eine Rolle spielen.

c) Ausl�nder
Prinzipiell gelten nat�rlich alle vorstehenden �berlegungen auch
bei der Pr�fung, ob gegen einen Ausl�nder ein Haftbefehl wegen
Fluchtgefahr erlassen werden soll. Aber die Realit�t sieht anders
aus. Je schlechter der formale ausl�nderrechtliche Status, umso eher
wird das Gericht im Zweifel von Fluchtgefahr ausgehen. F�r
Touristen ist auf die Vorschrift des § 132 StPO (Sicherheitsleistung
und Zustellungsbevollm�chtigung) hinzuweisen. F�r andere Aus-
l�nder ist zur Vermeidung langer U-Haft bei ohnehin zu bef�rch-
tender Ausweisung und Abschiebung an § 154b StPO zu denken,
die Einstellung des Verfahrens wegen einer Abschiebung.

d) Straferwartung
Der Haftgrund der Straferwartung ist ein so genannter apokry-
pher – ungeschriebener. Sein rechtstaatliches Erscheinungsbild
erh�lt er �ber den Umweg des aus der Straferwartung folgenden
Fluchtanreizes. Nicht selten werden in der Praxis die »bestimmten
Tatsachen« i.S.v. § 112 II StPO nicht mehr gepr�ft, wenn eine
hohe, gar mehrj�hrige Mindeststrafdrohung im Raum steht.
Auch in diesen F�llen sollten aber alle Anstrengungen unter-

nommen werden, um die Untersuchungshaft zu vermeiden. Die
Grundlagen der Strafzumessung, § 46 StGB, m�ssen bekannt sein
und genutzt werden, um die angeblich sichere hohe Strafe in
Frage zu stellen, m�gliche Strafrahmenverschiebungen m�ssen
gepr�ft werden. Auch die M�glichkeiten im Rahmen der Voll-
streckung mindern den Fluchtanreiz.

3. Verdunkelungsgefahr
Der Haftgrund der Verdunkelungsgefahr besteht, wenn der drin-
gende Verdacht besteht, der Beschuldigte w�rde auf Beweismittel
oder Zeugen einwirken und dadurch die Ermittlung der Wahrheit
erschweren. Gemeint ist dabei nicht jeder Kontakt mit den sach-
lichen oder pers�nlichen Beweismitteln, sondern nur eine prozess-
ordnungswidrige Manipulation, wie sich schon aus § 112 II
Nr. 3b StPO (»in unlauterer Weise«) ergibt. So reicht beispiels-
weise der Widerruf eines Gest�ndnisses oder die Weigerung,
Mitt�ter oder Beutelagerort zu benennen, nicht, da ein solches
Verhalten erlaubt ist.33

4. Wiederholungsgefahr
Ein weiterer Haftgrund ist der der Wiederholungsgefahr, § 112a
StPO. Der Tatbestand ist kompliziert und wird h�ufig vorschnell
angenommen. Damit dieser Haftgrund vorliegt, m�ssen eine
Vielzahl von Voraussetzungen vorliegen:
Er gilt zun�chst nicht f�r alle Delikte, so geh�ren beispielsweise

die einfache K�rperverletzung, Diebstahl und Hehlerei nicht zum
abschließenden Katalog der Vorschrift. Bei den in der Nr. 2
genannten Delikten muss außerdem ein dringender Tatverdacht
der wiederholten oder fortgesetzten Begehung bestehen. Wieder-
holt oder fortgesetzt heißt aber jedenfalls zweimal durch rechtlich
selbstst�ndige Handlungen, die auch nicht bereits abgeurteilt sein
d�rfen.34 Auch diese Tatbestandvoraussetzungen reichen alleine
noch nicht, sondern es m�ssen dar�ber hinaus bestimmte Tatsa-
chen die Gefahr begr�nden, dass weitere Straftaten gleicher Art
begangen werden und diese weiteren Straftaten m�ssen zudem
»erhebliche« sein. Ebenfalls gerne �bersehen wird, dass bei den
Straftaten nach § 112a I Nr. 2 StPO die Erwartung einer Frei-
heitsstrafe von mehr als einem Jahr gefordert ist.

5. Haftgrund
Bei bestimmten, in § 112 III StPO abschließend aufgez�hlten
Delikten, die der so genannten Schwerkriminalit�t angeh�ren,
l�sst das Gesetz die Anordnung von Untersuchungshaft auch
dann zu, wenn ein Haftgrund nach § 112 II StPO nicht besteht.
Die Vorschrift verst�ßt nach der Rechtsprechung des Bundes-

verfassungsgerichts35 gegen den Grundsatz der Verh�ltnism�ßig-
keit und bedarf daher der verfassungskonformen Auslegung. Ein
Haftgrund nach § 112 II StPO muss danach zus�tzlich gegeben
sein, er muss sich nur nicht auf »bestimmte Tatsachen« st�tzen. Es
besteht also in diesen F�llen die widerlegliche Vermutung, dass

32 Vgl. Schlothauer/Weider Untersuchungshaft – Praxis der Strafverteidigung, 3. Aufl. 2001,
Rn. 203.

33 Meyer-Goßner (Fn. 18) § 112 Rn. 29.
34 Str., wie hier: OLG Frankfurt a.M. StV 1984, 159;Meyer-Goßner (Fn. 18) § 112a Rn. 8;

dagegen: OLG Schleswig NStZ 2002, 276.
35 BVerfG NJW 66, 243 (244).
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Flucht- oder Verdunkelungsgefahr besteht. Auch in diesen F�llen
kann Ansatzpunkt f�r die Verteidigung eine eventuelle Strafrah-
menverschiebung sein.
Zu beachten ist allerdings, dass § 112 III StPO auch f�r den

Versuch,36 die Teilnahme und die versuchte Teilnahme nach § 30
StGB37 gelten soll.

6. Verh�ltnism�ßigkeit
Untersuchungshaft darf nicht angeordnet werden, wenn sie zu der
Bedeutung der Sache oder der zu erwartenden Strafe außer Ver-
h�ltnis steht, § 112 I 2 StPO. Der Grundsatz der Verh�ltnis-
m�ßigkeit ergibt sich damit bei dem schweren Grundrechtsein-
griff der Freiheitsentziehung aus dem Gesetz.
Als Anwendungsbereiche kommen insbesondere die drohende

Haft wegen Wohnungslosigkeit bei Bagatelldelikten oder auch
schwere und insbesondere unheilbare Erkrankungen des Beschul-
digten sowie Verst�ße gegen den Beschleunigungsgrundsatz in
Betracht. In diesen F�llen ist die Schwere des Eingriffs in die
Lebenssph�re des Beschuldigten abzuw�gen mit der Bedeutung
der Sache und der Rechtsfolgenerwartung.

7. Außervollzugsetzung
Das vom Mandanten erstrebte Ziel, die Freiheit, l�sst sich nicht
immer durch die Aufhebung des Haftbefehls erreichen. Es kann
dann in Betracht kommen, durch weniger einschneidende Maß-
nahmen als den Vollzug der Haft die Haftgr�nde zu beseitigen.
Insbesondere in Haftpr�fungs- oder Vorf�hrterminen lassen sich
zuweilen letzte Zweifel des Gerichts nur durch geeignete Anwei-
sungen an den Beschuldigten zur�ckstellen.
Der nicht abschließende Katalog der Anweisungen bei Flucht-

gefahr (insbesondere Meldeauflage und Sicherheitsleistung) ist in
§ 116 I StPO, bei Verdunkelungsgefahr (Kontaktverbot) in § 116
II StPO und bei Wiederholungsgefahr (beispielsweise Therapie
bei Beschaffungskriminalit�t) in § 116 III StPO geregelt.
Obwohl das Gesetz eine Außervollzugsetzung f�r schwere

Straftaten nach § 112 III StPO nicht vorsieht, kommt diese
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts38 in be-
sonderen F�llen unter dem Gesichtspunkt der Verh�ltnism�ßig-
keit dennoch in Betracht.

II. Rechtsmittel
Bei den Rechtsmitteln gegen die Anordnung von Untersuchungs-
haft ist zun�chst danach zu differenzieren, von welcher Verfah-
renssituation auszugehen ist.
Gegen die Anordnung der Untersuchungshaft durch den Er-

mittlungsrichter ist die (einfache) Beschwerde ebenso wie ein
Antrag auf m�ndliche Haftpr�fung zul�ssig. Wird nach durch-
gef�hrter Haftpr�fung der Haftbefehl aufrechterhalten, ist das
Rechtsmittel der Beschwerde gegeben. Weist das Landgericht
eine Beschwerde zur�ck, so kann hiergegen weitere Beschwerde
eingelegt werden.
Eine Besonderheit ergibt sich, wenn Haftbeschwerde eingelegt

und vor Entscheidung �ber dieselbe Anklage erhoben wurde. Es
findet dann ein �bergang der Zust�ndigkeit auf das nunmehr mit
der Sache befasste Gericht statt und die Beschwerde wird in einen
Antrag auf m�ndliche Haftpr�fung umgedeutet.39

1. Haftpr�fungsantrag
Mit dem Haftpr�fungsantrag kann die Aufhebung oder Außer-
vollzugsetzung des Haftbefehls beantragt werden. Nach § 118 I
StPO kann der Beschuldigte eine m�ndliche Verhandlung �ber
seinen Haftpr�fungsantrag erzwingen. Die M�glichkeiten f�r die
Verteidigung innerhalb einer m�ndlichen Verhandlung sind ge-
gen�ber denen im rein schriftlichen Haftbeschwerdeverfahren

deutlich erweitert; darin liegt der entscheidende Unterschied
der beiden Rechtsbehelfe. So er�ffnet § 166 StPO die M�glich-
keit, im Haftpr�fungs- oder Vorf�hrtermin Beweisantr�ge zu
stellen.
Nach durchgef�hrter m�ndlicher Verhandlung ist bei einer f�r

die Verteidigung negativen Entscheidung noch die Beschwerde-
m�glichkeit gegeben.
Zu beachten sind die Fristen des § 118 III StPO: Nach einer

m�ndlichen Verhandlung besteht nur dann ein Anspruch auf eine
weitere, wenn die Untersuchungshaft mindestens drei Monate
gedauert hat und die letzte Haftpr�fung mindestens zwei Monate
zur�ckliegt.

2. Haftbeschwerde
Die Anfechtung des Haftbefehls kann auch mit dem allgemeinen
Rechtsbehelf der Beschwerde erfolgen (§§ 304 ff. StPO). Dies
empfiehlt sich (nur) dann, wenn – ausgehend vom bisherigen
Inhalt der Akte – eine abweichende rechtliche Bewertung entwe-
der des dringenden Tatverdachts oder der Grundlage f�r die
Annahme der Haftgr�nde von der Verteidigung nachvollziehbar
begr�ndet werden kann.
Die Haftbeschwerde ist beim Ermittlungsrichter einzulegen

(§ 306 I StPO), der ihr abhelfen kann. Geschieht dies nicht,
werden die Akten dem n�chsth�heren Gericht vorgelegt (§ 306
II StPO). Gegen eine ablehnende Entscheidung des Beschwerde-
gerichts kann weitere Beschwerde (§ 310 I StPO) eingelegt wer-
den.

3. Antrag auf gerichtliche Entscheidung wegen des Vollzugs
der Haft

Ein Gesetz �ber den Vollzug der Untersuchungshaft existiert
bisher nicht. Regelungen hierzu finden sich in der StPO nur in
einer Vorschrift – § 119 StPO. Die Bundesl�nder haben daher
eine einheitliche Untersuchungshaftvollzugsordnung (UVollzO)
erlassen. Diese darf als Verwaltungsvorschrift wegen des Gesetzes-
vorbehalts nicht in Grundrechte eingreifen. F�r die �berpr�fung
von Maßnahmen der Justizvollzugsanstalt, die die Art und Weise
des Vollzugs betreffen, ist der Haftrichter zust�ndig, §§ 119 IV,
126 I StPO. Gegen die Entscheidungen des Haftrichters ist die
Beschwerde zul�ssig.

F. VERG�TUNG
Seit dem 1.7.2004 gilt das Rechtsanwaltsverg�tungsgesetz
(RVG), das die Bundesrechtsanwaltsgeb�hrenordnung (BRAGO)
abgel�st hat. F�r den Strafverteidiger bedeutet dieser Wechsel
einen Vorteil gegen�ber der alten Rechtslage und zwar sowohl
in den F�llen der Wahl- als auch der Pflichtverteidigung. Hono-
rarvereinbarungen sind in Strafsachen zwar grunds�tzlich m�glich
und auch nicht un�blich, werden aber nicht gerade die F�lle
betreffen, in denen Referendare federf�hrend t�tig sind.

I. Wahlverteidigerverg�tung
Grunds�tzlich ist von der Verg�tung nach dem RVG auszugehen.
Diese gliedert sich, vereinfacht dargestellt, in eine Grund- und
eine Verfahrensgeb�hr f�r das vorbereitende Verfahren (also bis
zum Eingang der Anklage bei Gericht),40 eine Verfahrensgeb�hr

36 BGHSt 28, 355.
37 Meyer-Goßner (Fn. 18) § 112 Rn. 36.
38 BVerfG NJW 1966, 243; BVerfG NJW 1966, 772.
39 Meyer-Goßner (Fn. 18) § 117 Rn. 12, inwieweit die rechtliche Begr�ndung f�r diese vom

Gesetz nicht vorgesehene Umdeutung tragf�hig ist, kann an dieser Stelle nicht weiter
vertieft werden.

40 Nr. 4100 VV Grundgeb�hr, Nr. 4104 VV Verfahrensgeb�hr f�r T�tigkeiten im vor-
bereitenden Verfahren.
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f�r das gerichtliche Verfahren und eine Terminsgeb�hr f�r be-
stimmte (in erster Linie Gerichts-)Termine. Vorgesehen sind so
genannte Rahmengeb�hren, beispielsweise f�r Termine vor dem
Amtsgericht von 60 bis 400 E. Die Mittelgeb�hr betr�gt dem-
nach f�r den Termin am Amtsgericht 230 E.

2. Pflichtverteidigerverg�tung
Die Verg�tung des Pflichtverteidigers folgt derselben Gliederung
in Verfahrensabschnitte wie die oben dargestellte Verg�tung des
Wahlverteidigers. Es handelt sich jedoch nicht um Geb�hren-
rahmen, sondern um genaue Betr�ge, die jeweils leicht unterhalb
der Mittelgeb�hren f�r den Wahlverteidiger liegen. So betr�gt die
Geb�hr des bestellten Verteidiger f�r die Teilnahme an einer
Hauptverhandlung vor dem Amtsgericht – Strafrichter oder
Sch�ffengericht – 184 E,41 wenn diese unter f�nf Stunden dauert.

Dauert der Gerichtstermin �ber f�nf Stunden, erh�hen sich die
Geb�hren f�r den Pflichtverteidiger um 92 E, bei Terminen von
mehr als acht Stunden um 184 E.42 F�r den Wahlverteidiger gibt
es eine solche Geb�hrenerh�hung bei langen Terminen nicht, er
muss seine Geb�hren innerhalb des vorgesehenen Rahmens selbst
bestimmen, wobei die Dauer des Termins eine nicht unerhebliche
Rolle spielt.
Weil diese Verg�tungsanspr�che f�r den Pflichtverteidiger in

besonders schwierigen oder umfangreichen Verfahren unbillig
sein k�nnten, besteht in besonderen F�llen ein Anspruch auf
eine erh�hte, so genannte Pauschgeb�hr; § 51 RVG.

41 Nr. 4108 VV.
42 Nr. 4110, 4111 VV.
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Der ordnungsgem�ße Antrag im Verfassungsbeschwerdeverfahren – zu den
Anforderungen der §§ 23 I, 92 BVerfGG

Der Antrag, der ein Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht
einleitet, muss gem. § 23 I BVerfGG schriftlich und mit Begr�n-
dung gestellt werden. F�r Verfassungsbeschwerden wird das Be-
gr�ndungserfordernis in § 92 BVerfGG n�her konkretisiert, was
zu weit reichenden Substanziierungserfordernissen gef�hrt hat.
F�r die nicht anwaltlich vertretene »Naturpartei« sind die Anfor-
derungen schier un�berschaubar, aber auch der erfahrene Anwalt
kann bereits am ordnungsgem�ßen Antrag scheitern. Dieser Bei-
trag soll die wichtigsten Probleme bei der Wahrung der Form
aufzeigen, wobei in A. auf die Schriftform und in B. auf die
Substanziierung eingegangen wird.

A. SCHRIFTFORM
Probleme k�nnen bei �bermittlungsformen wie Fax, Com-
puterfax und E-Mail entstehen, da es sich nicht um hand-
schriftlich unterzeichnete, in Papierform verk�rperte Dokumen-
te handelt.1

I. Fax
Das BVerfG hat bereits entschieden, dass eine fristwahrende
Berufungsbegr�ndung per Fax dem Schriftformerfordernis ge-
n�gt.2 Zur Verfassungsbeschwerde per Fax hat es sich noch nicht
explizit in einem Streitverfahren ge�ußert, l�sst aber auf seiner
Homepage erkennen, dass es sie f�r zul�ssig erachtet.3 Im �brigen
ist dies indirekt einem Nichtannahmebeschluss entnehmbar.
Wenn das BVerfG moniert, bei einer per Telefax fristwahrend
eingelegten Verfassungsbeschwerde seien die in Bezug genom-
menen, angegriffenen Entscheidungen nicht beigef�gt gewesen4,
so folgt daraus im Umkehrschluss, dass bei entsprechender Bei-
f�gung die Zul�ssigkeit jedenfalls nicht an der Schriftform ge-
scheitert w�re.
Entscheidend ist stets der Sinn und Zweck des Formerforder-

nisses. Es soll daf�r sorgen, dass der Urheber eines Antrags ein-
deutig identifizierbar ist (»Urheberschaft«) und dass der Antrag
unver�ndert mit seinem Wissen und Willen in Verkehr gebracht
wurde (»Verkehrswille«).5 Eine handschriftlich unterschriebene
Originalurkunde des Schriftsatzes wird hierzu nicht verlangt,
was �brigens im Zivilprozessrecht bereits vom Reichsgericht
(wenngleich als Ausnahme) anerkannt wurde6 und im Verfas-

sungsprozessrecht bereits in einer fr�hen Entscheidung des
BVerfG festgestellt wurde.7

Fraglich ist beim Fax, ob wenigstens die Kopie der Unterschrift
beim Gericht eingehen muss, ob also das gesendete Dokument
eigenh�ndig unterschrieben sein muss. Gewichtige Teile der
Rechtsprechung und Literatur lehnen ein kategorisches Unter-
schriftserfordernis ab.8 Dies ist �berzeugend, da Urheberschaft
und Verkehrswille nicht mit der Unterschrift stehen und fallen,
sondern nur Ergebnis einer Gesamtw�rdigung sein k�nnen. Ent-
scheidend sind die Umst�nde des Einzelfalls, und hier ist der
Referendar gegen�ber dem Studenten in der komfortableren La-
ge, dass er einen Aktenauszug anstatt eine interpretationsbed�rf-
tige Sachverhaltszusammenfassung vorliegen hat. So sollten sich
Urheberschaft und Verkehrswille hinreichend verl�ßlich kl�ren
lassen, z.B. wenn der Schriftsatz auf Sachkenntnis schließen l�sst
und detaillierte Angaben zum Absender enth�lt.9

II. Computerfax
Beim Computerfax wird eine Textdatei vom Computer des Ab-
senders zum Faxger�t des Empf�ngers (»vom Computer zum
Fax«) oder ein verk�rperter Text vom Faxger�t des Absenders
zum Computer des Empf�ngers (»vom Fax zum Computer«)
transportiert. Ob dies die Schriftform wahrt, ist ebenfalls an
den Kriterien »Urheberschaft und Verkehrswille« zu messen. Aus-

* F�r die kritische Durchsicht und wertvolle Anregungen sei Frau stud. iur. Sandra
Janowsky herzlich gedankt.
Alle folgenden BVerfG-Kammerentscheidungen ohne Fundstellenangabe sind �ber juris
abrufbar, bei einem Datum ab dem 1.1.1998 auch �ber www.bverfg.de.

1 Vgl. Ahlers/Schroeder Jura 2000, 641 (643).
2 BVerfG NJW 2001, 3473 f.
3 Http://www.bundesverfassungsgericht.de/impressum.html.
4 BVerfG NJW 2002, 955.
5 BVerfGE 74, 228 (235); bereits fr�hzeitig BVerfGE 15, 288 ff.; zur VwGO s. Kopp/

Schenke VwGO, 14. Aufl. 2005, § 81 Rn. 5 m.w.N.
6 Grundlegend RGZ 139, 45 (46 ff.).
7 BVerfGE 15, 288 (291 f.).
8 BVerfGE 15, 288 ff.; aus j�ngerer Zeit BVerfG NJW 2002, 3534 f.; BVerwG, Beschl. v.

30.3.2006, 8 B 8/06 Rn. 4 ff., juris; Scherzberg/Mayer Jura 2004, 373 (374); Hartmann
NJW 2006, 1390 (1391); f�r das verwaltungsrechtliche Widerspruchsverfahren s. statt
aller VG Sigmaringen VBlBW 2005, 154 f. m.w.N.

9 So in BVerwG, Beschl. v. 30.3.2006, 8 B 8/06 Rn. 6, juris.
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